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Präambel

Die Übernahme einer Bürgschaft erfolgt iinter Beachtiing
der beihilferechtlichen Vorgaben der EU und geruäß den Hin-
weisen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klima-

schütz für freigestellte Beihilferegelungen, nach denen staat-
liche Bürgschaften vergeben werden dürfen (Anlage) in der
zum Zeitpunkt der Bürgschaftsbewilligung jeweils geltenden
Fassung. Insbesondere gilt danach, dass Bürgschaften nicht
an Unternehmen vergeben werden dürfen, die einer Rück-
forderungsanordnung aufgrund eines friiheren Beschlusses
der EU-Konunission nicht nachgekommen sind, vgl, die Aus-
führungen dazu in der Anlage.

Voraussetzungen für Landesbürgschaften

l. Allgememes

1. 1 Das Land Niedersachsen (un Folgenden: Land), vertreten
durch das MF, übernimmt nach § 39 LHO im Rahnien des
jeweiligen Haushaltsgesetzes und nach dieser Richtlinie
Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleistungen. (im
Folgenden: Bürgschaften).
1. 2 Bürgschaften, nach dieser Richtlinie bedürfen der vor-
herigen Zustimmung des Landeskreditausschusses.
1. 3 Bürgschaften, bei denen teilweise von dieser Richtlinie
abgewichen werden soll, bedürfen vor der Entscheidung über
den Bürgschaftsantrag (Nummer 23) der vorherigen Zustim-
mung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen des LT.

1. 4 Bürgschaften zur Förderung des Wohnungswesens fcön-
neu nach dieser RichtUme nicht übernommen werden. Hier-

fiir gelten besondere Richtlinien.

1. 5 Ein Rechtsanspruch auf Übernahme von Bürgschaften
besteht nicht.

2. Zweckbestimmung

Das Land übernimmt Bürgschaften, um im Interesse des
Landes volkswirtschaftlich förderungswürdige und betriebs-
wirtschaftlich vertretbare Maßnahmen zu ermöglichen.

3. Subsidiaritätsprinzip
Bürgschaften werdeii gruiidsätzlich nur überuonmiieii; wemi

die Maßnahmen sonst nicht diurchgeführt werden können,
insbesondere weil keine ausreichenden Sicherheiten zur Ver-

fügung stehen und Bürgschaften von der Niedersächsischen
Bürgschaftsbank (NEB) GmbH nicht eiTeichbar sind.

4. Antragsberechtigung

4. 1 Bürgschaften können beantragt werden von

a) Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft -und Uater-
nehmen der Ernährungs-, Land- und Forstwirtschaft,

b) Personen, die. sich mithilfe des Kredits als tätige Teilha-
berin oder Teilhaber an einem Unternehmen der vorge-
nannten Art in Niedersachsen beteiligen wollen,

c) Angehörigen freier Berufe,
d) Trägern sozialer, kultureller und wissenschaftlicher Ein-

richtungen.

4. 2 Die Anlragstellerinnen und Antragsteller inlissen in
Niedersachsen eine .Betriebsstätte unterhalten oder in Nie-

dersachsen eine förderungsfäliige Maßnahine duichführen.
4. 3 Gebietsköiperschaften sind nicht antragsbeiechtigt.

5. Kreditwürdigkeit
Die Kredilnehmerin oder der Kreditnehmer muss kredit-

wiiidig sein und hinreichende Gewähr für di& Rückzahlung
des verbürgten Kredits bieten.

6. Sonstige Bürgschaftsvoraussetzuiigcn

6, 1 Der zu erwartende Erfolg muss in angemessenem Vei-
hältnis zum Bürgschaftsrisiko stehen.
6. 2 . Die Gesamtfinanzierung der Maßnahme rauss gesichert
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6. 3 Die Kreditnehmerin oder der Kreditnehmer hat ent-

sprechend ihrer oder seiner Vermögenslage für die Finanzie-
rung der Maßnahme in zumutbarem Umfang Eigenmittel
einzusetzen.

7. Sanierung

Kredite ziir Sanierung eines Unternehmens dürfen nur
verbürgt werden, wenn sie einer dauernden und nicht nur
vorübergehenden Ordnung der finanziellen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse dienen. In jedem Fall ist ein schlüssiges
Sanierungskonzept vorzulegen.

8. Kreditgeber

Bürgschaften werden gnindsätzlich nur gegenüber Kredit-
Instituten und anderen institutionellen Kapitalsammelstel-
len wie z. B. Versicherungen lind Leasinggebernmit Sitz im
Gebiet der EU übernommen. Die bankübliche Ubenvachung,
Verwaltung und Abwicklung des verbürgten Kredits müss
sowohl gegenüber der Kreditnehmerin odei dem Kreditneh-
mer als aiich gegenüber dem Bürgen gewährleistet sein. Dies
kann auch durch die Einschaltung einer inländischen Treu-
häiiderbank als Erfüllungsgehilfe des Treugebers erfolgeu.

9. Kreditarten

Bürgschaften werden übemoinmen zur Absicheiung von
Forderungen aus Finanzierungen, die der Investitions-, der
Umlauf- und der Avalfinanzierung dienen. Diese Finanzie-
rungen sind Kredite i. S, dieser Richtlinie.

JO. Art, Hohe und Umfang der Bürgschaft
10. 1 Bürgschaften werden grundsätzlich als Ausfallbürgschaf-
ten übernommen. Sie sind in der Regel auf einen Höchstbe-
trag zu beschränken (Höchstbetragsbürgschaften).

Die Haftung des Landes ans Hochs tbetTagsbürgschaften
für Ausfälle aus Barkrediten ist begrenzt auf maximal 80 %
der verbürgten Hauptforderung.

Für Ausfälle aus Avalkrediten haftet das Land maximal in
Höhe von 80 % des eingeräumten Kredits. Dies gilt auch für
Kredite, die die Kreditnehmerin oder dei Kreditnehmer
wahlweise als Bar- oder Avalkredit ausnutzen kann.

Ein höherer Verbtirgungsgrad ist in Ausnahmefällen in
Ubereinstiinmung mit EU-Beihüferecht möglich,

Verbürgungsgrade unter den ObeugenannteD begrenzen
die Haftung des Landes aus Höchstbetragsbürgschaften ent-
sprechend ihres Anteils an der Hauptforderung bzw. an der
Kredithöhe,

10. 2 Zinsen und Provisioiien werden in der im Einzelfall

festgesetzten Höhe verbürgt. Sie dürfen den Rahmen markt-
üblicher Konditionen nicht übersteigen. Das Land haftet hier-
für nur, soweit die Hächstbeträge gemäß Nummer 1. 0. 1 nicht
erreicht sind.

10. 3 Die Bürgschaften decken in angemessener Höhe auch
anteilige Kosten notwendiger Recht s Verfolgung und der Si-
cherheitenverwertuiig duich Dritte. .
10. 4 Uberziehungszinsen, Strafzinsen, ZiDseszinsen, Mahn-
gebühren, sonstige Nebenkosten sowie ein Verzugs schaden
(z. B. Verzugszinsen) und Vorfälligkeits- und ähnliche Ent-
Schädigungen werden nicht mitverbürgt.

Eürgschaftskonditionen

11. Bedingungen und Auflagen
Bürgschaften können von Bedingiingen abhängig gemacht

und mit Auflagen versehen werden.

12. Laufzeit der Bürgschaft
Die Laufzeit der Bürgschaft ist dem Verwendungszweck

des Kredits und der Leistungsfähigkeit der Kreditnehmerin.
oder des Kreditnehmers anzupassen.

13. Private ntnahinen und Gewinnausschüttungen
Die Kreditnehmerin oder der Kreditnehmer hat Piivatent-

nahmen oder Gewinnausschüttungen Angemessen zu be-
schränken.

14. Übergang der verbürgten Kreditforderungen

14. 1 Bei. lechtsgescb. äftlichem Übergang der verbürgten
Kreditforderung auf Dritte wird das Land aus der Bürgschaft
frei, wenn es nicht dem Übergang der Kreditfordening zuge-
stimmt hat.

14. 2 Eine Abtretung an ein zentrales Kreditinstitut zur Er-
langung von Refinanzierungsmitteln ist ohne Zustimmung
des Landes zulässig.

15. Sicherheiten

15. 1 Für den. Kredit sind unabhängig von der LandesbüTg-
schaft angemessene Sicherheiten zu stellen. Sie haften auch
für die Bürgschaftsentgelte.

15. 2 Sicherheiten, die für den verbürgten Kredit bestellt
sind, dienen gleichiangig zur Sicherstellung des verbürgten
und des nicht verbürgten Kreditteils. Eine Sondersicherung
des vom Kreditgeber zu Lrageiideii Risikoaiiteils ist unziüassig.

15. 3 Im Fall des Ausfalls ist dei Umfang des Schadens für
verbürgte und nicht verbürgte Kredite in gleicher Weise zu
ermitteln. Sicherheiten, die die Kreditnehmerin oder der

Kreditnehmer dem Kreditgeber für andere Kredite jeweils
gestellt hat, dienen unmittelbar anschließend als Sicherheit
für den verbürgten Kredit. Sofern als Sicherheiten Gniiiä-
schulden oder sonstige aus abstraktem Schuldgrund einge-
trageue Rechte dienen, können im Verhältnis zum Land nur
der Kreditbetrag nebst Vertragszinsen und Schadensersatz-
ansprüchen wegen Verzugs, nicht jedoch darüber hinausge-
hende Grunds chul d Zinsen in Ansatz gebracht werden.

15.4 Bei Grunds chulden, deren Gläubiger nicht der Kredit-
geber ist, sind die gegenwärtigen und künftigen Ansprüche
des Grundstückseigentümers auf RüAgewähr (Aufhebung,
Verzicht, Abtretung, Abführung des Verweitungserlöses]
dieser Gruudscliuldeu au den Kreditgeber abzutreten.

15, 5 Bei Gegenständen, die aus dem verbürgten Kredit
(teil-) finanziert werden und diesem als Sicherheit dienen,
ist sicherzustellen, dass Pfandrechte Dritter (einschließlich
der Zubehörhaftung) nicht entstehen.
15. 6 Für die bestellten Sicherheiten sind die üblichen Risi-

koversicherungen in ausreichender Höhe abzuschließen.

15. 7 Personen, die kraft ihrer Stellung als Gesellschafter
oder auf andere Weise erheblichen Einfluss auf das Unter-

nehmen ausüben können, sollen grundsätzlich die selbst-
schuldnerische Bürgschaft übernehmen.

15. 8 Bei Einzelunternehmen oder Personengesellschaften
sollen die Ehegatten der Kreditnehmerin oder des Kredit-
uehmers oder der persönlich haftenden Gesellschaftei eine
selbstschuldnerische Bürgschaft übernehmen, soweit dies
nicht unangemessen ist.

15, 9 Bei Bürgschaften Dritter ist gegenüber dem Land das
Rückgriffsrecht auszuschließen.

.
15, 10 Die Kreditnehmerin oder der Kreditnehmer ist ver-
pHichtet, die Sicherheiten bei einer wesentlichen Minde-
Tung ihres Wertes unter Beriicksichtigung der Kreditinan-
spruchnahme zu verstärken.
15, 11 Die Kreditnehmerin oder der Kreditnehmer hat ihre
oder seine Ansprüche auf Rückgewähr der Sicherheiten an
das Land für den Fall abzutreten, dass das Land den Kredit-

geber befriedigt und die Sicherheiten nicht bereits kraft Ge-
setzes auf das Land übergehen.

B ürgs chaftsverfahren

16. Rechtsgrundlage

Das Bürgschaftsverfahren. ist em Verwallungsverfahren, für
das die Voischliften des § l NVwVfG i. V. m. dem VwVfG
i. d. F. vom 23. l. 2003 (BGB1. 1 S. 102), zuletzt geändert durch
Artikel 24 Abs. 3 des Gesetzes vom 25. 6. 2021 (BGBI. I S, 2154),
gelten.

17. Beteiligte

Beteiligte des Verfahrens sind die Kreditnehmerin oder
der Kreditnehmer, der Kreditgeber und das MF,
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18. FricewaterhouscCoopers GmbH Wirtschaftsprüfuiigsgesellschaft,
Hannover

Das MF hat die PricewaterhouseCoopers GmabH Wirt-
schaftspiüfungsgesellschaft, Hannover (im Folgenden: PwCj
beauftragt, bei den Bürgschaftsverfahr^n mitzuwirken, ins-
besondere die Anträge entgegenzunehm. cn, zu bearbeiten.,
zu begutachten sowie die Bürgschaftsübernahmen vorzube-
reiten und die Landesbürgschaften zu verwalten und abzu-
wickeln. Im Rahmen dieses Auftrags ist die PwC berechtigt,
Erkläruiigeii jiameiis uiid iiiit Wirkuiig für uiid gegen das
Land abzugeben und entgegenzunehmen sowie Zahlungen
anziinehmen. Die PwC agiert im gesamten Verfahren als al-
leinige Ansprechpartnerin für sämtliche Verfahre nsbeteilig-
te und wickelt die komplette Korrespondenz mit dieseu ab.

10. Bürgschaftsantrag

19. 1 Der Antrag auf Übernahme einer Bürgschaft ist von
der Kreditnehmerin oder dem Kreditnehmer über den Kre-

ditgeber auf dein dafür vorgesehenen Antragsvordruck zu
stellen. Der Bürgschaftsantrag muss grundsätzlich vor Fi-
nanzierungsbeginn gestellt sein. Die Bürgschaft darf nicht
zu einer nachträglichen Entlastung Dritter führen. Eine Risi-
koübernahme durch das Land bei bereits begonnenen, aber
voii Aiifaiig aii iiiclil durclifiiiaiizierteu Maßiiahineii, erfolgt
grundsätzlich nicht (Vorbeginnsklausel). Valutieningen der
zu verbürgenden Finanzierung vor Entscheidung über den
Bürgschaftsantrag bedürfen einer gesonderten Genehmigung
durch das MF (Vorabvalutierungsgenehmigung) und stehen
bis zum Wirksaniwerden der Bürgschaft im Eigenobligo des
Finanzierunggebers. Die GenehmigiiDg kann erst nach Ein-
gang des Bürgschaftsantrags erteilt werden.

19. 2 Der Kreditgeber gibt eine Ausfertigung des Antrags
mit seiner ausführlichen Stellungnahme sowie einer Erklä-
rung, dass er grundsätzlich bereit ist, den Kredit zu gewäh-
ren, an die PwC weiter. Gegebenenfalls von der PwC zu-
sätzlich erbetene Unterlagen sind ebenfalls in einfacher
Ausferügiing vofziilegen. Die PwC leitet eine Ausfertigung
dem fachlich zuständigen Ministerium zu.

19:3 FCii die Bearbeitung des Biirgschaftsantrags muss nach
Vorliegen sämtlicher Unterlagen bis zur Beschlussfassung
des Landeskreditausschusses ein ausreichender Zeitraum,
der in der Regel einen Monat beträgt, zur Verfügung stehen.

20. Landeskreditausschuss

Der Landeskreditausschuss hat die Aufgabe, die Auffas-
sungen der beteiligten Ministerien, Institutionen und Ver-
bände zu koordinieren und vor der Entscheidung iiber die
Übernahme der Bürgschaften durch das MF -über die Bürg-
Schafts antrage zu beschließen.

21. Zusammensetzung des Landeskredifausschusses

21. 1 Dem Laiideskreditausschuss gehören an je eine Ver-
treterin oder ein Vertreter

a) des MF,

b) des MW,
c] des ML,

d) des MS,
e] des MU,

als stimmberechtigte Mitglieder,

f) der NORD/LB Norddeulsche Landesbank - Girozentrale -,

g] des Gesaintverbandes Niedersächsischer Kreditüastitute e. V.,

hj der Industrie- und Handelskammer Niedersachsen [IHKN),.

i] des Deutschen Gewgrkschaftsbundes Niedersachsen,

j) der Unternehme rverbände NiedersAchsen e, V"
mit beratender Stimme.

21. 2 An den Sitzungen des Landeskreditaiissehusses kön-
nen Vertreterinnen und Vertreter anderer betroffener Minis-
terien teilnehmen.

21. 3 Den Vorsitz im Landeskreditausschuss führt die Ver-
treterm oder der Vertreter des MF.

22. Sitzungen des L aii des kreditaus Schusses

22. 1 Die FwC lädt zu den Sitzungen des Landeskreditaus-
Schusses mit einer angemessenen Frist unter Übersendung
der Tagesordnung ein. Sitzungen können auch in virtueller
Form. (z. B. Video- oder Telefonkonferenz) stattfinden.

22, 2 Der Landeskreditausschuss ist beschliissfähig, wenn
die oder dei Vorsitzende und zwei weitere stimmberechtigte
Mitglieder anwesend sind. Auf Antrag eines stimmberech-
tigten Mitglieds ist die Beschlussfassung zu einzelnen Ta-
gesordnungspunkten zn vertagen.
22. 3 Für die Beschlussfassung im Landeskreditausschuss
ist die Einstimmigkeit der anwesenden stimmberechtigten
Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse sind von der oder
dem Vorsitzenden zu unterzeichnen. Bei unterschiedlicher

Auffassung ist ggf, vom Fachministerium eine Entscheidung
der Landesregierung einzuholen.

22. 4 Über die Sitzungen des Landeskreditausschusses sind
Niedearschriften zu fertigen, die von der oder dem Vorsitzen-
den und der PwC unterzeichnet und den beteiligten Aus-
schussmitgliedern zugeleitet werden.
22, 5 Von den Erfordernissen der Nummer 22. 1 kann zur

Änderung von Beschlüssen des Landeskreditausschusses in
Fällen besonderer Eilbedürftigkeit abgesehen werdeu. Aiide-
nmgsbeschlüsse sind un Umlaiifverfaliren zulässig, wenn die
stimmberechtigten Mitglieder des Landeskreditausschus-
ses, die an. der ursprünglichen Beschlussfassung beteiligt
waren, den Änderungen einstimmig zustimmen und keines
dieser Mitglieder die Beschlussfassung im Rahmen einer Sit-
zung des Landeskreditausschusses verlangt. In begründeten
Ausnahmefallen können auch Erstbeschlüsse des 'Landes-
kredita us schusse s im Umlaufverfahren erfolgen.

Die iibiigen ATjsschussmitglieder sind im Rahmen der
nächsten Sitzung über die Beschlussfassung im Eilverfahren
zu infoimieren.

23. Entscheidung über den Bürgschaftsantrag
23. 1 Der Landeskreditausschuss berät und beschließt über

den Bürgschaftsantrag, Auf dieser Grundlage entscheidet MF
über die Übernahme der Landesbürgschaft. Die Entscheidung
des MF wird der Kreditnehmerin oder dem Kreditnehmer

mitgeleilt. Zugleich wird der Kreditgeber unterrichtet.

23. 2 An eine positive Entscheidung (Biirgschaftszusage] ist
das MF im RahmeiL der für § 38 VwVfG gelleiideii Maßstäbe
gebunden.

24. Geltungsdauer der Bürgschafts zusage

Die Bürgschaftszusage des MF wird unwirksain, wenn
nicht innerhalb von sechs Monaten nach ihrer Bekanntgabe
die Bürgschaftsurkunde bei der. PwC angefordert wird, es sei
denn, dass einem Fristverlängerungsanürag entsprochen
wird. Im Fall einer Fristverlängerung kann die Burgschafts-
zusage unter Berücksichtigung der zwischenzeitlichen Ent-
wicklung geändert werden,

25. Kreditvertrag

25. 1 Die PwC übersendet dem Kreditgeber einen Entwurf
des Kreditvertrages. Der Kreditgeber schließt den Kreditver-
trag im eigenen Namen und für eigene Rechnung jnit dpi

. Kreditnehmerin oder dem Kreditnehmer ab und unterrichtet

die PwC über den Vertrags abschhi ss unter Übersendung ei-
nes unterzeichneten Kreditvertrages.

25. 2 Der Kreditvertrag einschließlich der embezogenen All-
gemeinen Geschäftsbedingungen des Kreditgebers darf nicht
ini Widersprach zu dieser Richtlinie und der Entscheidung
des MF stehen.

26, Bürgscliaftsübernahme

Die Bürgschaft wird wirksam, sobald die vom MF a^isge-
stellte und den formalen Anforderungen des § 4 Abs. 2 des
Gesetzes über das Schuldenwesen des Landes Niedersach-

sen genügende Burgschaftsurk^nde dem Kreditgeber über
die PwC ausgehändigt worden ist und die mit der Bürg-
schaftszusage verbundenen Bedingungen erfüllt sind,
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27. Vertraulichkeit

Alle Verhandlungen, Beratungen, Unterlagen und Aus-
küufte sind vertraulich zu behandeln und dürfen Dritten ge-
genüber nicht unbefugt offenbart werden. Alle an Entschei-
düngen iiber Bürgschaften Beteiligten sind zur Verschwie-
genheit verpflichtet. Die an dem Verwaltungsveifahren be-
teiligten Landesstellen sind berechtigt, im Rahmen gesetz-
licher oder parlamentarischer Erfoidemisse sowie im Rah-.
men von Abstimmt] ngsprozessen der öffentlichen Hand tur-
nusgemäß oder auf Anfrage über Landesbürgschaften zu be-
richten.

Kredit- und Eürgschaftsverwaltung

28. Sorgfaltspflicht

28. 1 Der Kreditgeber hat bei der Einräumung, Verwaltung
und Abwicklung des verbürgten Kredits die banküblichen
Grundsätze einzuhalten und die gleiche Sorgfalt wie bei den
unter vollem Eigenrisiko gewährten Krediten anzuwenden.

28. 2 .Der Kreditgeber hat sieh von der Kreditnehmerin oder
dem Kreditnehmer nachweisen z.u lassen, dass der verbürgte
Kredit ausscliUeßlich für deii im vom Land festgelegten Zweck
verwandt worden ist.

29. Berichtspflicht
29, 1 . Die Kreditnehmerin oder der Kreditnehmer hat dem

Kreditgeber über alle für den verbürgten Kredit bedeutsa-
men Ereignisse zu berichten. Bei einem Sanierungskredit
hat die Kreditnehmerin oder der Kreditnehmer insbesondere

die Durchführung des Sanierungskonzepts laufend darzu-
stellen. Im Übrigen wird der Umfang der Berichtspnicht in
der Bürgschaftszusage im Einzelnen festgelegt.

29. 2 Der Kreditgeber hat dafür zu sorgen, dass die von der
Kreditnehmerin oder dem Kreditnehmer vorzulegenden Jah-
Tesabschlüsse, Berichte und sonstigen Unterlagen rechtzei-
tig beigebracht werden. Er hat diese mit seiner Stellung-
nähme an die PwC umgehend weiteizu leiten.

29. 3 Der Kreditgeber hat die PwC unverzüglich zu unter-
richlen, wenn

a) die Kreditnehmerin oder der Kjeditnehmer mit der Zäh-
lung der vereiitbarten Zins- und Tilgungsle is hingen auf
den verbürgten Kredit länger als drei Monate in Verzug
gerät,

b] er feststellt, dass sonstige wesentliche Kreditbedingun-
gen von der KTeditnehmerin oder dem Kreditnehmer ver-
letzt "worden sind,

c] sich die Angaben der Kreditnehmerin oder des Kredit-
nehmers über ihre oder seine wirtschaftlichen oder per-
sönlichen Verhältnisse als unrichtig oder unvollständig
enveisen,

d) die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermö-
gen der Kreditnehmerin oder des Kreditnehmers bean-
tragt wird oder Zwangs vollstreckiingsmaßnahmen gegen
die Kredituehmeriu oder den Kreditnehmer eiugeleitet
werden,

e) eine wesentliche Minderung des Sicherheitenwertes uü-
ter Berücksichtigiing der Kreditinanspruchnahme einge-
treten ist,

f) sonstige Umstände eintreten, durch die die Rückzahlung
des verbürgten Kredits gefährdet wird.

30. Anderuiig des Kreditvertrages

Änderungen des Kreditvertrages, die das Bürgschaftsrisiko
des Landes erhöhen, aus der Bürgschaft in Anspruch ge-
nominell zu werden, bedürfen der vorherigen Zustimmung
des Landeskredit- oder des Verwaltiuigsausschusses. In je-
dein Fall ziistiinmungspflichtig sind die Stundnng von Zins-
und Tilgungsleistungen, die Freigabe von Sicherheiten so-
wie bei Investitionskrediten nicht geringfügige Änderungen
des Investitions- und Finanzierungsplans, In besonderen
Ausualimesituationen kann bei der Stundung von Zins- und
Tilgungsleistungen von der Zustimmungspflicht des Lan-
deskredit- oder des Verwaltüngsausschusses abgesehen und

die Entscheidung auf die PwC übertragen werden. Voraus-
setzung ist, dass sich der eigentlich zuständige Ausschuss
dainit zuvor einverstanden erklärt.

31. Kündigung des Kredits

Der Kreditgeber ist grundsätzlich in den Fällen der Num-
Hier 29. 3 zur Kündigung des Kredits berechtigt. Jede Kredit-
kimdigiing kann nur im Einvernehmen mit dem Landes-
kieditausschuss erfolgen, es sei denn, die Eröffnung des In-
solvenzverfakrens ist bereits beantragt. Auf Verlangen des
Landeskreditausschusses ist dei Kreditgeber verpflichtet, sein
ihm kraft Kreditvertrages oder kraft Gesetzes zustehendes
Kündigungsrecht auszuüben,

32. Verwaltungsausschuss ,

32. 1 In Fällen der Bürgschaftsverwaltung beschUeßt anstelle
des Landeskreditausschusses ein aus den stimruberechtigten
Mitgliedern des Landeskreditausschusses zusaramengesetz"
ter Verwaltungsausschuss.

32. 2 Auf Antrag eines Mitglieds sind Angelegenlieiten des
Verwaltungsausschusses im Landeskreditausschuss zu be-
handeln.

32. 3 Hinsichtlich Vorsitz, Beschlussfähigkeit lind Beschluss-
fassung sowie der Vertraulichkeit gelten die Bestimmungen
über den Landeskreditausschuss entsprechend. Beschlüsse
im Eilverfahren bedürfen der einstimmigen Beschlussfas-
sung durch eine Veitreteiin oder einen Vertreter des MF
und zwei weiteren stimmberechtigten Mitgliedern des Lan-

' d eskreditausschuss es.

Inanspruchnahme des Landes aus der Bürgschaft
33. Voraussetzungen für die Inanspruchnahme

Das Land kann aus der Bürgschaft nur in Anspruch ge-
nommen weiden, wenn der Kreditvertrag entsprechend dem
von der PwC übersandten Entwurf abgeschlossen wiirde, die
in der Bürgschaftszusage festgesetzten Bedingungen erfiillt
sind und soweit die darin festgelegten Sicherheiten gestellt
sind sowie die bestimniungs gemäße Verwendung des Kre-
dits nachgewiesen ist.

34. Zeitpunkt der Inanspruchnahine

34. 1 Das Land kann aus der Bürgschaft erst in Anspruch
genommeii werden, wenn die Zahlungsunfähigkeit der Kre-
ditnehmerin oder des Kreditnelimers erwiesen ist und nen-

nenswerte Erlöse aus der Verwertung der Sicherheiten so-
wie des sonstigen Vermögens der Kreditnehmerin oder des
Kreditnehmers nicht mehr zu erwarten sind.

34. 2 Die Zahlungsunfähigkeit gilt'als erwiesen
- bei Zahlungseinstellung,
- bei Eröffnung des Insolvenzverfahrens,
- bei Abgabe der Vermögens auskauft nach § 802 c ZPO,

- wenn fällige Zins- oder Tilgungsbeträge nach Aufforde-
rung durch den Kreditgeber nicht binnen zwei Monaten
gezahlt werden..

35. Vorläufige Zahlungen
35. 1 Bei erwiesener Zahlungsunfähigkeit hat der Kreditge-
her das Recht, zeitnah eine proportional zur Bürgschafts-
deckung stehende vorläufige Zahlung aus der Bürgschaft in
Höhe des lobust geschätzten Kreditausfalls im Wege einer
vorläufigen Zahlung im Rahmen des in der Bürgschaftser-
klärung festgestellten Höchstbetrages zu erwirken. Der Kre-
ditgeber übergibt dem Land hierzu einen Nachweis über die
Ermittlung der Schätzung und die hierfür verwendeten Un-
teriagen.
35. 2 Unabhängig von Numiner 35. 1 ist das Land nach Ein-
tritt der Zahlungsunfähigkeit berechtigt, auf die voraus siclil--
liche .Bürgschaftsschuld vorläufige Zahlungen zu entrichten.
35. 3 Zahlungen nach den Nummern 35, 1 und 35. 2 sind mit
dem verbürgten Teil der Kapil.alforderung zu verrechnen.

Mit der vorläufigen Zalilung eudel der Zinslauf für den
durch die Zahlung mit dem verbürgten Teil der Hauptforde-
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rung verrechneten Teil der. Kapitalforderung. Die Leistung
einer vorläufigen Zahlung beinhaltet keine Anerkemiung hin-
sichtlich der Eintrittspflicht aus der übemommenen Bürg-
schaft,

35. 4 Der Kreditgeber ist verpflichtet, die Kreditforderung
einschließlich aller Nebenrechte in Höhe der nach den Nmn-

mein 35, 1 bzw, 35. 2 geleisteten Zahlung unverziiglich an
das Land abzutreten und auf die Einrede der Verjährung zu
verzichten. Sofern hierzu die Möglichkeit besteht, wird das
Land mit der abgetretenen Kreditforderung und den Förde-;
rungen aus übergegangenen Nebenrechten gegen eventuell
bestehende Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis auf-
rechnen. Diese aufgerechneten Beträge verbleiben ausschließ-
lich beim Land und. werden nicht als Verwertungserlöse bei
der Ermittlung des verbürgten Ausfalls beriicksichtigt.

36. Abrechnung

36. 1 Der Anspruch des Kreditgebers auf Zahlung aus der
Bürgschaft ist unter Beifügung der Abrechnung gegenüber
der PwC geltend zu machen.
36. 2 Das Land zahlt nach Überprüfung der Abrechnung durch
die PwC den aufgrund der Bürgschaft zu leistenden Betrag.
36. 3 Das Land ist jedoch berechtigt, in die Bedingungen
des zugrunde liegenden Kreditvertrages einziitreten; dies
gilt nicht, wenn der Kreditgeber nachweist, dass er Refinan-
zierungsmittel für den Kredit vorzeitig zurückzahlen muss.
36. 4 Ergibt die Uberpriifung, dass die Voraussetzungen für
eine Leistung aus der Bürgschaft oder für eine Leistung in
dieser Höhe nicht gegeben waren, so ist der Kreditgeber ver-
pflichtet, nach den Nummern 35. 1 bzw. 35. 2 geleistete Zäh-.
lungen insoweit unverzüglich an das Land zurückzuzahlen.
Entsprechendes gilt bei späteren Überprüfungen für geleis-
tete Abschlusszahlungen. Die übergegangene KrediLforde-
rung einschließlich der Neben- und Vorzugsrechte hat das
Land alsdann an den Kreditgeber zurück abzutreten.

37. Abwicklung

37. 1 Der Kreditgeber hat die fiir den verbtirgten Kredit be-
stellten Sicherheiten in Abstinunung mit der PwC zu ver-
werten. Die Verwertungserlöse sind vor Inanspruchnahme
des Landes mit der Hauptforderung zu verrechnen. Nach
dessen Inanspruchnahme sind sie in Höhe des dem Vom-
hundertsatz der Bürgschaft entsprechenden Teils unverzüg-
lich an das Land abzuführen.

37. 2 Andere vor lind nach Inanspnichnahme des Landes
beim. Kreditgeber nach Zahlungsunfähigkeit der Kreditneh-
inerin oder des Kreditaehiners eingeheiide Zalilungen sind
anteilig mit der verbürgten Kapitalforderung oder mit der an
das Land abgeü-etenen Kreditfordening und anderen Kapi-
talforderungen des Kreditgebers zu verrechnen und ggf. un-
verzüglich an das Land abzufuhien. Eine dieser Verrechnung
entgegenstehende Zweckbestimmung der Kreditnehmerin
oder des Kreditnehmers ist dem Land gegenüber unwirksam,
37. 3 Voii den Verwertuugserlösen uud sonstigen Zahluugs-
eingängen können Rechts verfolgungs- und Verwertungskos-
ten gemäß Nummer 10. 4 abgesetzt werden.
37. 4 Der Kreditgeber hat verspätet an das Land abgeführte
Beträge niit 5 % übei dem Basiszinssatz zu verzinsen,

38. Venvalhing der Bürgschaftsforderungen
38. 1 Nach Befriedigung durch das Land ist der Kreditgeber
verpflichtet, die Rechte - einschließlich der Rechte aus be-
stellten Sicherheiten- auf das Land nach entsprechender
Aufforderung zu übertragen, soweit sie nicht gemäß § 774
BGB kraft Gesetzes auf dieses übergehen oder gemäß Num-
iner 35, 2 bereits abgetreten sind.
38. 2 Die auf das Land übergegangenen oder übertragenen
Rechte und Sicherheiten sind vom Kreditgeber treuhände-
risch fiir das Land zu verwalten und zu venverten.

39. Kosten des Kreditgebers

Alle Verwaltungs-, Verwertungs- und sonstigen Abwick-
lungsmaßn. abmen hat der Kreditgeber ohne Entschädigung
diir chzuführen.

40. Ausschluss der Inanspruchnahme
40. 1 Das Land wird aus seiner Bürgschaftsverpflichtuiig
insoweit frei, als der Kreditgeber seine Verpflichtungen ver-
letzt hat. Im Fall fahrlässiger Verletzung gilt dies nicht, so-
fern der Ausfall in der eingetretenen Höhe auch bei Beach-
tung der dem Kreditgeber obliegenden Sorgfaltspflichten ein-
getreten wäre.

40. 2 Wenn der Kreditgeber das Land nicht unverzüglich zur
Zahlung aufgefordert hat, obwohl er hierzu aufgrund dieser
Richtlinie berechtigt gewesen wäre, so kann er den hier-
durch. entstandenen Mehraufwand an Zinsen dem Ausfall
nicht hinzurechnen.

Kosten

4l. B ürgschafts entgelte
Für Bürgschaften werden vom Land Entgelte erhoben, die

an die PwC zu zahlen sind. Abweichend von den nachste-

henden Bestimmungen richtet sich die Höhe des Verwäl-
tungsentgelts für Bürgschaften des Landes für Schiffsfinan-
zierungen nach dem "Entgeltmerkblatt ftii die Übernahme
von Bürgschaften des Landes Niedersachsen für Schiffs-
finanziemngen" [RdErl. des MF vom 27. 4. 2004 [Nds. MB],
S. 300]).

42. Antrags entgelt

42. 1 Für die Bearbeitung des Antrags auf Ubernalime einer
Bürgschaft hat die Antragstellerin oder der Antragsteller ein
einm. aliges Entgelt zu zahlen, das sich wie folgt berechnet;
a] für Kreditsummen bis zu 500 000 EUR - l % des bean-

fragten Kredits,

b) für den 500 000 EUR übersteigenden Kreditbelräg bis zn
5 Mio. EUR ^ 0, 75 % des beantragten Kredits,

c) für den 5 Mio. EUR übersteigenden Kreditbetrag bis zu
10 Mio, EUR = 0, 5 % des beantragten Kredits,

d) für den 10 Mio. EUR übersteigenden Kreditbetrag = 0, 1 %
des beantragten Kredits.

Im Einzelfall beträgt das Antragsentgett jedoch höchstens
125 000 EUR.

42. 2 Bei mehreren Bürgschaftsanträgen einer Antragstelle-
rin oder eines Antragstellers, die in einem zeitlichen und sach-
lichen Zusammenhang stehen, bemisst sich das Antragsent-
gelt gemäß Nummer 42. 1 nach der Gesamtsiimnie der Kre-
ditbeträge.

42. 3 Das Antragsentgelt kann niir in begründeten Ausnah-
mefällen auf Antrag ermäßigt werden.

42.4- Die Verpflichtung zur Zahlung des Antragsentgelts
entsteht mit der Antragstellung. Das Antragsentgelt wird mii.
Antragstellung fällig. Die Bearbeitung des Bürgschaftsan-
trags ist vom Eingang des Antrags ent ge Its abhängig.

43. Verwaltungsentgelt

Für die Verwaltung der Bürgschaft hat die Kreditnehme-
rin oder der Kreditnehmer bei Krediten mit wechselnder In-

anspruchnahme ein Entgelt in Höhe von grundsätzlich
1, 0 % p. a. des Bürgschaftsobligos bezogen auf den maximal
gewährten Kreditbetrag bis zur Beendigung der Sicherhei-
tcnverwertung zu entrichten. Bei Krediten mit fest verein-
harten Tilgungsmodalitäten sind grundsätzlich 1, 0 % p. a.
des Bürgschaftsobligos bezogen aiif den jeweils in Anspruch
genommenen Kreditbetrag zu zahlen. Hiervon kann nur in
Ausnahmefällen in Übereinstimmung mit EU-Beihilferecht
abgewichen werden. Das Veiwaltungsentgelt ist vom Kredit-
geber mit den von der Kreditnehmerin oder dem Kreditneh-
nier zu z.ahlenden Zinsen zu erheben. Das laufende Entgelt
ist nach Bürgschaftszusage vom Tag der ersten Valutierung,
auch eines Kreditteils, spätestens jedoch vom Tag des 2u-
gangs der Bürgschaftsurknnde an bis ziir Beeadiguug der Si-
cherheitenvenvertung in der o. g. Höhe zu leisten.

44. Bereitstellungsentgelt

Ab dem vierten Monat nach Zugang der Bürgschaftszusage
ist bis 2u: dem Zeitpunkt, zu dem erstmals die VoraiissetzT. in-
gen für ein Verwaltungsentgelt i. S. der Nummer 43 vorlie-
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gen, ein Bereitstellungsentgelt in Höhe von grundsätzlich
0, 5 % p, a. des Bürgschaftsobligos bezogen auf den Kieclitbe-
trag zu zahlen. HiervQri kann nur in Ausnahmefällen in
Ubereinstimjnung mit EU-Beihilferecht abgewichen werden.
Die Abrechnung erfolgt quartalsweise.

Prüfungen

45. PrüiEüngsrecht

45. 1 Das MF und das fachlich zuständige Ministeriuni sind
berechtigt, das antragstellende Unternehmen nach vorheri-
ger Ankündigung in jedem VeifahT ensstand zu prüfen oder

prüfen zu lassen. Prüfungen durch Dritte sind vorher im
Landeskreditausschuss zu beschließen,

45. 2 Das MF ist ferner berechtigt, die den verbürgten Kre-
dit betreffenden Unterlagen des Kreditgebers zu prüfen oder
prüfen zu lassen. Die Kreditnehmerin oder der Kreditneh-
mer entbindet den Kreditgeber insoweit von seiner Schwei-
gepflicht.
45. 3 Der LRH hat das in der LHO vorgesehene Prüfungs-
recht.

46. Prüfüngskosten

46, 1 Prüfungskosten Dritter sind von der Kreditnehmerin
oder dem Kreditnehmer zu tragen, Prüfungskosteii des MF,
des fachlich ziiständigen Ministeriums und des LRH sind
nicht zu erstatten.

46. 2 Bei in besonderem Interesse des Landes liegenden
Prüftingen dürfen die Prüfungskosten im Rahmen der haus-
haltsrechtlichen Vorscliriften aus den Einnahmen aus Bürg-
schafts entgelten vorschiissweise gezahlt werden.

Schlussbestiinmungen

4i7. Erfüllungsort und Gerichtsstand

Erfüliungsort für alle sich aus dem Bürgschaftsverhältnis
ergebenden Ansprüche und Gerichtsstand für alle Rechts-
Streitigkeiten ist Hannover.

48. Inkrafttreten, Außerkraftfa'eten

Dieser RdEri, tritt am 26. 10, 2022 in Kraft. Der Bezugser-
lass tritt mit Ablauf des 25. 10. 2022 außer Kraft. Bereits be-

stehende vertragliche VereinbaTungen bleiben unberiihrt..

AIL die
obersten Landesbehörden

- Nds. ME1. Nr. 43/2022 S. 1394

Hinweise des Bundesmiiüsteriums für Wirtschaft und Kliinaschutz
für freigestellte BßihiLfcregelimgcn, nach denen staatliche

Bürgschaften vergeben werden dürfen

Beihilferegelungen des Bundes und der Länder, nach de-
nen staatliche Bürgschaften vergeben werden können, niüs-
sen die nachfolgenden Bedingungen erfüllen.

Die Vergabe von Bürgschaften muss sämtlichen Vorgaben
der Verordnung [EU] Nr. 651/2014 der Kommission vom

17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwen-
düng der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (ABI. L 187 vom 26. Juni
2014, S, l -AGVOJ entsprechen.

Hierzu zählen insbesondere;

- Die Beihilferegelung wird der Kommission gemäß Arti-
kel 11 Buchstabe a) AGVO angezeigt.

- Die in Artikel l Absatz 2 und 3 AGVO genannten Berei-
ehe bzw. Beihilfen sind von der Förderung ausgesclilos-
sen.

- Bürgschaften dürfen nicht an Unternehmen vergeben
werden, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund
eines früheren Beschlusses der Kommission ziir Feststel-
lung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unver-
einbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
sind, es sei denn, es handelt sich um Bürgschaften zur
Bewältigung der Folgen bestimmter Naturkatastrophen.

- Bürgschaften dürfen nicht aii Unternehmen in Schwierig-
keiten im Sinne von Artikel 2 Ziffer 18 AGVO vergeben
werden, es sei denn, es handelt sich um Bürgschaften
zur Bewältigung der Folgen bestimmter Naturkatastro-
phen.

-Die Aiunelde schwellen geinäß Artikel 4 AGVO werden
eingehalten. .

- Die Beihilfe ist traiispareiit ini Siiliie voii Artikel 5 AGVO,
Fen in Form von Bürgschaften,

- dass das Bruttosubventions äquivalent (BSA) auf Grund-
läge von SAFE-Harbour-Prämien berechnet wurde, die
in einer Mitteilung der Kommission festgelegt sind, oder
dass das BSA auf Grundlage der von der Bundesre-
publik Deutschland angemeldeten und von der Kom-
mission genehmigten Methoden zur Berechnung von
Beihilfeintensitäten staatlicher Bürgschaften (SA. 37255
- 2013/N bzw. N 365/09, SA.37256 - 2013/N bzw.
N 197/07, SA.37257-2013/N bzw. N 541/07, SA.3725S

2013/N bzw. N 762/07) berechnet wurde.
-Der Beihilfeempfänger hat vor Beginn der Arbeiten für

das Vorhaben oder die Tätigkeit einen schrifüichen An-
trag gemäß Artikel 6 AGVO gestellt. Es gelten die eben-
falls In Artikel 6 AGVO genannten Ausnahmen.

- Die Bürgschaft darf mit andereD staatlichen Beihilfen -
einschließUch Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr,
1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über
die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-
minimis-Beihilfen [ABI. L 352 vom 24. Dezember 2013,
S, l) - nicht kumuliert werden, es sei denn,
- die andere Beihilfe bezieht sich auf unterschiedliche

bestimmbare beihilfefähige Kosten, oder
- es wird die höchste nach AGVO fnr diese Beihilfen

geltende Beihilfeintensität bzw. der höchste nach
AGVO für diese Beihilfen geltende Beüiilfebetrag nicht
überschritten.

- Erhaltene Bürgschaften werden'gemäß Artikel 9 AGVO
veröffentlicht und können im Einzelfall gemäß Artikel 12
AGVO von der Kommission geprüft werden.

- Die Bürgschaft miiss den besonderen Bestimmungen nach
Kapitel III der AGVO genngen,
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